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Über	Leistungen	und	Maßnahmen	nach	dem	Dritten	und	Fünften	bis	Neunten	Kapitel,	die	nicht	
durch	die	Erhebungen	nach	§	121	Nummer	1	erfasst	sind,	können	bei	Bedarf	Zusatzerhebungen	als	
Bundesstatistiken	durchgeführt	werden.145	
	

Zweiter	Abschnitt	
Bundesstatistik	für	das	Vierte	Kapitel146	

	
§	128a	Bundesstatistik	für	das	Vierte	Kapitel	
(1)	Zur	Beurteilung	der	Auswirkungen	des	Vierten	Kapitels	sowie	zu	seiner	Fortentwicklung	sind	

Erhebungen	 über	 die	 Leistungsberechtigten	 als	 Bundesstatistik	 durchzuführen.	 Die	 Erhebungen	
erfolgen	zentral	durch	das	Statistische	Bundesamt.	
(2)	Die	Statistik	nach	Absatz	1	umfasst	folgende	Merkmalkategorien:	
1.		Persönliche	Merkmale,	
2.		Art	und	Höhe	der	Bedarfe,	
3.		Art	und	Höhe	der	angerechneten	Einkommen.147	

	
§	128b	Persönliche	Merkmale	
Erhebungsmerkmale	nach	§	128a	Absatz	2	Nummer	1	sind	
1.		Geschlecht,	Geburtsjahr,	Staatsangehörigkeit	und	Bundesland,		
2.		Geburtsmonat,	Wohngemeinde	und	Gemeindeteil,	bei	Ausländern	auch	aufenthaltsrechtlicher	
Status,		

3.		Leistungsbezug	 in	 und	 außerhalb	 von	 Einrichtungen,	 bei	 Leistungsberechtigten	 außerhalb	
von	Einrichtungen	zusätzlich	die	Anzahl	der	im	Haushalt	lebenden	Personen,	bei	Leistungsbe-
rechtigten	in	Einrichtungen	die	Art	der	Unterbringung,		

4.		Träger	der	Leistung,		
5.		Beginn	 der	 Leistungsgewährung	 nach	Monat	 und	 Jahr	 sowie	 Ursache	 der	 Leistungsgewäh-
rung,	 Ende	 des	 Leistungsbezugs	 nach	Monat	 und	 Jahr	 sowie	 Grund	 für	 die	 Einstellung	 der	
Leistung,		

6.		Dauer	des	Leistungsbezugs	in	Monaten,		
7.		gleichzeitiger	Bezug	von	Leistungen	nach	dem	Dritten	und	Fünften	bis	Neunten	Kapitel.148	

	
§	128c	Art	und	Höhe	der	Bedarfe	
Erhebungsmerkmale	nach	§	128a	Absatz	2	Nummer	2	sind	
1.		Regelbedarfsstufe,	gezahlter	Regelsatz	in	den	Regelbedarfsstufen	und	abweichende	Regelsatz-
festsetzung,		

2.		Mehrbedarfe	nach	Art	und	Höhe,		
3.		einmalige	Bedarfe	nach	Art	und	Höhe,		
4.		Beiträge	zur	Kranken-	und	Pflegeversicherung,	getrennt	nach		
a)		Beiträgen	für	eine	Pflichtversicherung	in	der	gesetzlichen	Krankenversicherung,		

																																																								
		145		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	„und	Fünften“	

nach	„Dritten“	eingefügt	und	„Nr.	1“	durch	„Nummer	1“	ersetzt.	
		146		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	 1	Nr.	 19	 des	Gesetzes	 vom	20.	Dezember	 2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2783)	 hat	 die	Über-

schrift	des	Abschnitts	eingefügt.	
		147		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
148		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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b)		Beiträgen	für	eine	freiwillige	Versicherung	in	der	gesetzlichen	Krankenversicherung,		
c)			Beiträgen,	die	auf	Grund	des	Zusatzbeitragssatzes	nach	dem	Fünften	Buch	gezahlt	werden,		
d)		Beiträgen	für	eine	private	Krankenversicherung,		
e)		Beiträgen	für	eine	soziale	Pflegeversicherung,		
f)			Beiträgen	für	eine	private	Pflegeversicherung,		

5.		Beiträge	für	die	Vorsorge,	getrennt	nach		
a)	 Beiträgen	für	die	Altersvorsorge,		
b)	Aufwendungen	für	Sterbegeldversicherungen,		

6.		Bedarfe	für	Bildung	und	Teilhabe,	getrennt	nach	
a)		Schulausflügen,		
b)		mehrtägigen	Klassenfahrten,		
c)			Ausstattung	mit	persönlichem	Schulbedarf,		
d)		Schulbeförderung,		
e)		Lernförderung,		
f)			Teilnahme	an	einer	gemeinschaftlichen	Mittagsverpflegung,		

7.		Aufwendungen	 für	Unterkunft	und	Heizung	 sowie	 sonstige	Hilfen	 zur	 Sicherung	der	Unter-
kunft,	

8.		Brutto-	und	Nettobedarf,	
9.		Darlehen	getrennt	nach	
a)		Darlehen	nach	§	37	Absatz	1	und	
b)		Darlehen	bei	am	Monatsende	fälligen	Einkünften	nach	§	37a.149	

	
§	128d	Art	und	Höhe	der	angerechneten	Einkommen	
Erhebungsmerkmale	nach	§	128a	Absatz	2	Nummer	3	sind	die	jeweilige	Höhe	der	Einkommens-

art,	getrennt	nach	
1.		 Altersrente	aus	der	gesetzlichen	Rentenversicherung,	
2.		 Hinterbliebenenrente	aus	der	gesetzlichen	Rentenversicherung,	
3.		 Renten	wegen	Erwerbsminderung,	
4.		 Versorgungsbezüge,	
5.		 Renten	aus	betrieblicher	Altersvorsorge,	
6.		 Renten	aus	privater	Vorsorge,	

																																																								
149		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2016.—Artikel	1	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	I	S.	2557)	hat	Buchstabe	c	in	

Nr.	4	neu	gefasst.	Buchstabe	c	lautete:	
„c)		Zusatzbeiträgen	nach	dem	Fünften	Buch,“.	

	 01.07.2017.—Artikel	3a	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2016	(BGBl.	 I	S.	3159)	hat	Nr.	9	neu	
gefasst.	Nr.	9	lautete:	

„9.	Darlehen.“	
	 01.01.2020.—Artikel	13	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	 I	 S.	3234)	hat	Nr.	7	neu	

gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
„7.		Aufwendungen	für	Unterkunft	und	Heizung	sowie	sonstige	Hilfen	zur	Sicherung	der	Unterkunft,	

getrennt	nach	Leistungsberechtigten,	
a)		die	in	einer	Wohnung	

aa)		 allein	leben,	
bb)		 im	Haushalt	mit	Verwandten	ersten	und	zweiten	Grades	leben,	
cc)		 in	einer	Wohngemeinschaft	leben,	

b)		bei	Leistungsberechtigten,	die	nicht	in	einer	Wohnung	leben	zusätzlich	nach	
aa)		 allein	lebend,	
bb)		 mit	einer	weiteren	Person	lebend,“.	
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7.		 Vermögenseinkünfte,	
8.		 Einkünfte	nach	dem	Bundesversorgungsgesetz,	
9.		 Erwerbseinkommen,	
10.		 übersteigendes	Einkommen	eines	im	gemeinsamen	Haushalt	lebenden	Partners,	
11.		 öffentlich-rechtliche	Leistungen	für	Kinder,	
12.		 sonstige	Einkünfte.150	

	
§	128e	Hilfsmerkmale	
(1)	Hilfsmerkmale	für	die	Bundesstatistik	nach	§	128a	sind	
1.		Name	und	Anschrift	der	nach	§	128g	Auskunftspflichtigen,		
2.		die	Kennnummern	des	Leistungsberechtigten,		
3.		Name	und	Telefonnummer	sowie	Adresse	für	elektronische	Post	der	für	eventuelle	Rückfra-
gen	zur	Verfügung	stehenden	Person.	

(2)	Die	Kennnummern	nach	Absatz	1	Nummer	2	dienen	der	Prüfung	der	Richtigkeit	der	Statistik	
und	 der	Fortschreibung	der	 jeweils	 letzten	 Bestandserhebung.	 Sie	 enthalten	 keine	 Angaben	 über	
persönliche	und	sachliche	Verhältnisse	des	Leistungsberechtigten	und	sind	zum	frühestmöglichen	
Zeitpunkt,	spätestens	nach	Abschluss	der	wiederkehrenden	Bestandserhebung,	zu	löschen.151	
	
§	128f	Periodizität,	Berichtszeitraum	und	Berichtszeitpunkte	
(1)	Die	Bundesstatistik	nach	§	128a	wird	quartalsweise	durchgeführt.	
(2)	Die	Merkmale	nach	den	§§	128b	bis	128d,	 ausgenommen	das	Merkmal	nach	§	128b	Num-

mer	5,	 sind	 als	 Bestandserhebung	 zum	Quartalsende	 zu	 erheben,	wobei	 sich	 die	Angaben	 zu	 den	
Bedarfen	und	Einkommen	nach	§	128c	Nummer	1	bis	8	und	§	128d	jeweils	auf	den	gesamten	letzten	
Monat	des	Berichtsquartals	beziehen.	
(3)	Die	Merkmale	nach	§	128b	Nummer	5	sind	für	den	gesamten	Quartalszeitraum	zu	erheben,	

wobei	gleichzeitig	die	Merkmale	nach	§	128b	Nummer	1	und	2	zu	erheben	sind.	Bei	den	beendeten	
Leistungen	ist	zudem	die	bisherige	Dauer	der	Leistungsgewährung	nach	§	128b	Nummer	6	zu	erhe-
ben.	
(4)	Die	Merkmale	nach	§	128c	Nummer	6	sind	für	jeden	Monat	eines	Quartals	zu	erheben,	wobei	

gleichzeitig	die	Merkmale	nach	§	128b	Nummer	1	und	2	zu	erheben	sind.152	
	
§	128g	Auskunftspflicht	
(1)	Für	die	Bundesstatistik	nach	§	128a	besteht	Auskunftspflicht.	Die	Auskunftserteilung	für	die	

Angaben	nach	§	128e	Nummer	3	und	zum	Gemeindeteil	nach	§	128b	Nummer	2	sind	freiwillig.	
(2)	 Auskunftspflichtig	 sind	die	 für	 die	 Ausführung	 des	 Gesetzes	 nach	 dem	Vierten	 Kapitel	 zu-

ständigen	Träger.153	
	
§	128h	Datenübermittlung,	Veröffentlichung	

																																																								
150		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
151		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
152		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
153		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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(1)	Die	in	sich	schlüssigen	und	nach	einheitlichen	Standards	formatierten	Einzeldatensätze	sind	
von	den	Auskunftspflichtigen	elektronisch	bis	zum	Ablauf	von	30	Arbeitstagen	nach	Ende	des	jewei-
ligen	Berichtsquartals	nach	§	128f	an	das	Statistische	Bundesamt	zu	übermitteln.	Soweit	die	Über-
mittlung	 zwischen	 informationstechnischen	 Netzen	 von	 Bund	 und	 Ländern	 stattfindet,	 ist	 dafür	
nach	§	3	des	Gesetzes	über	die	Verbindung	der	informationstechnischen	Netze	des	Bundes	und	der	
Länder	–	Gesetz	zur	Ausführung	von	Artikel	91c	Absatz	4	des	Grundgesetzes	–	vom	10.	August	2009	
(BGBl.	I	S.	2702,	2706)	das	Verbindungsnetz	zu	nutzen.	Die	zu	übermittelnden	Daten	sind	nach	dem	
Stand	der	Technik	fortgeschritten	zu	signieren	und	zu	verschlüsseln.	
(2)	Das	Statistische	Bundesamt	übermittelt	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	für	

Zwecke	der	Planung,	 jedoch	nicht	für	die	Regelung	von	Einzelfällen,	Tabellen	mit	den	Ergebnissen	
der	Bundesstatistik	nach	§	128a,	auch	soweit	Tabellenfelder	nur	einen	einzigen	Fall	ausweisen.	
(3)	Zur	Weiterentwicklung	des	Systems	der	Grundsicherung	im	Alter	und	bei	Erwerbsminderung	

übermittelt	 das	 Statistische	 Bundesamt	 auf	 Anforderung	 des	 Bundesministeriums	 für	 Arbeit	 und	
Soziales	Einzelangaben	aus	 einer	 Stichprobe,	 die	 vom	Statistischen	Bundesamt	gezogen	wird	und	
nicht	mehr	als	10	Prozent	der	Grundgesamtheit	der	Leistungsberechtigten	umfasst.	Die	zu	übermit-
telnden	 Einzelangaben	 dienen	 der	 Entwicklung	 und	 dem	 Betrieb	 von	 Mikrosimulationsmodellen	
durch	das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	und	dürfen	nur	im	hierfür	erforderlichen	Um-
fang	und	mittels	eines	sicheren	Datentransfers	ausschließlich	an	das	Bundesministerium	für	Arbeit	
und	Soziales	übermittelt	werden.	Angaben	 zu	den	Erhebungsmerkmalen	nach	§	128b	Nummer	2	
und	4	und	den	Hilfsmerkmalen	nach	§	128e	dürfen	nicht	übermittelt	werden;	Angaben	zu	monatli-
chen	Durchschnittsbeträgen	 in	den	Einzelangaben	werden	vom	Statistischen	Bundesamt	auf	volle	
Euro	gerundet.	
(4)	Bei	der	Verarbeitung	und	Nutzung	der	Daten	nach	Absatz	3	ist	das	Statistikgeheimnis	nach	

§	16	des	Bundesstatistikgesetzes	zu	wahren.	Dafür	ist	die	Trennung	von	statistischen	und	nichtsta-
tistischen	Aufgaben	durch	Organisation	und	Verfahren	zu	gewährleisten.	Die	nach	Absatz	3	über-
mittelten	Daten	dürfen	nur	für	die	Zwecke	verwendet	werden,	für	die	sie	übermittelt	wurden.	Eine	
Weitergabe	von	Einzelangaben	aus	einer	Stichprobe	nach	Absatz	3	Satz	1	durch	das	Bundesministe-
rium	 für	Arbeit	 und	Soziales	 an	Dritte	 ist	 nicht	 zulässig.	Die	übermittelten	Einzeldaten	 sind	nach	
dem	Erreichen	des	Zweckes	zu	löschen,	zu	dem	sie	übermittelt	wurden.	
(5)	 Das	 Statistische	 Bundesamt	 übermittelt	 den	 statistischen	 Ämtern	 der	 Länder	 Tabellen	mit	

den	Ergebnissen	der	Bundesstatistik	für	die	jeweiligen	Länder	und	für	die	für	die	Ausführung	des	
Gesetzes	nach	dem	Vierten	Kapitel	zuständigen	Träger.	Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Sozi-
ales	erhält	diese	Tabellen	ebenfalls.	Die	statistischen	Ämter	der	Länder	erhalten	zudem	für	ihr	Land	
die	jeweiligen	Einzeldatensätze	für	Sonderaufbereitungen	auf	regionaler	Ebene.	
(6)	Die	Ergebnisse	der	Bundesstatistik	nach	diesem	Abschnitt	dürfen	auf	die	einzelnen	Gemein-

den	bezogen	veröffentlicht	werden.154	
	

Dritter	Abschnitt	
Verordnungsermächtigung155	

	
§	129	Verordnungsermächtigung	
Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	kann	für	Zusatzerhebungen	nach	§	128	im	Ein-

vernehmen	mit	dem	Bundesministerium	des	Innern	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	
Bundesrates	das	Nähere	regeln	über	

																																																								
154		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
155		 QUELLE	
	 01.01.2015.—Artikel	 1	Nr.	 20	 des	Gesetzes	 vom	20.	Dezember	 2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2783)	 hat	 die	Über-

schrift	des	Abschnitts	eingefügt.	
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a)		den	Kreis	der	Auskunftspflichtigen	nach	§	125	Abs.	2,	
b)		die	Gruppen	von	Leistungsberechtigten,	denen	Hilfen	nach	dem	Dritten	und	Fünften	bis	Neun-
ten	Kapitel	geleistet	werden,	

c)		die	Leistungsberechtigten,	denen	bestimmte	einzelne	Leistungen	der	Hilfen	nach	dem	Dritten	
und	Fünften	bis	Neunten	Kapitel	geleistet	werden,	

d)		den	Zeitpunkt	der	Erhebungen,	
e)		die	erforderlichen	Erhebungs-	und	Hilfsmerkmale	im	Sinne	der	§§	122	und	123	und	
f)		 die	Art	der	Erhebung	(Vollerhebung	oder	Zufallsstichprobe).156	

	
Sechzehntes	Kapitel	

Übergangs-	und	Schlussbestimmungen	
	
§	130	Übergangsregelung	für	ambulant	Betreute	
Für	Personen,	die	Leistungen	der	Eingliederungshilfe	für	behinderte	Menschen	oder	der	Hilfe	zur	

Pflege	empfangen,	deren	Betreuung	am	26.	Juni	1996	durch	von	ihnen	beschäftigte	Personen	oder	
ambulante	Dienste	sichergestellt	wurde,	gilt	§	3a	des	Bundessozialhilfegesetzes	in	der	am	26.	Juni	
1996	geltenden	Fassung.	
	
§	131	Übergangsregelung für	die	Statistik	über	Einnahmen	und	Ausgaben	nach	dem	Vierten	
Kapitel	
Die	Erhebungen	nach	§	121	Nummer	2	in	Verbindung	mit	§	122	Absatz	4	in	der	am	31.	Dezember	

2014	geltenden	Fassung	über	die	Ausgaben	und	Einnahmen	der	nach	Landesrecht	für	die	Ausfüh-
rung	von	Geldleistungen	nach	dem	Vierten	Kapitel	zuständigen	Träger	sind	dabei	auch	 in	den	Be-
richtsjahren	2015	und	2016	durchzuführen.	Die	§§	124	bis	127	sind	in	der	am	31.	Dezember	2014	
geltenden	Fassung	anzuwenden.157	

																																																								
156		 ÄNDERUNGEN	
	 08.11.2006.—Artikel	266	Nr.	2	der	Verordnung	vom	31.	Oktober	2006	(BGBl.	 I	S.	2407)	hat	„Gesund-

heit	und	Soziale	Sicherung“	durch	„Arbeit	und	Soziales“	ersetzt.	
	 07.12.2006.—Artikel	1	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2670)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Das	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	kann	hierfür	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundes-

ministerium	des	Innern	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	das	Nähere	regeln	
über	

a)		den	Kreis	der	Auskunftspflichtigen	nach	§	125	Abs.	2,	
b)		die	Gruppen	von	Empfängern	von	Hilfe	zum	Lebensunterhalt	sowie	von	Grundsicherung	im	Alter	

und	bei	Erwerbsminderung	oder	Leistungen	nach	dem	Fünften	bis	Neunten	Kapitel,	
c)		 die	 Empfänger	 bestimmter	 einzelner	 Leistungen	 der	 Hilfe	 zum	 Lebensunterhalt	 sowie	 von	

Grundsicherung	im	Alter	und	bei	Erwerbsminderung	oder	der	Leistungen	nach	dem	Fünften	bis	
Neunten	Kapitel,	

d)		den	Zeitpunkt	der	Erhebungen,	
e)		die	erforderlichen	Erhebungs-	und	Hilfsmerkmale	im	Sinne	der	§§	122	und	123	und	
f)		 die	Art	der	Erhebung	(Vollerhebung	oder	Zufallsstichprobe).“	

01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	in	den	Buch-
staben	b	und	c	jeweils	„und	Fünften“	nach	„Dritten“	eingefügt.	

157		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	und	Artikel	3b	des	Ge-

setzes	vom	20.	Juni	2011	(BGBl.	I	S.	1114)	haben	die	Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	131	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Sonderprogramms	Mainzer	Modell	
	 	 Zu	den	nicht	als	Einkommen	zu	berücksichtigenden	Leistungen	im	Sinne	des	§	83	Abs.	1	zählen	auch	

der	 Zuschuss	 zu	 den	 Sozialversicherungsbeiträgen	 sowie	 der	 Kindergeldzuschlag,	 die	 nach	 den	 vom	
Bundesministerium	für	Wirtschaft	und	Arbeit	erlassenen	Richtlinien	zur	Durchführung	des	Sonderpro-
gramms	‚Mainzer	Modell’	an	den	Arbeitnehmer	erbracht	werden.“	
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§	132	Übergangsregelung	zur	Sozialhilfegewährung	für	Deutsche	im	Ausland	
(1)	Deutsche,	die	am	31.	Dezember	2003	Leistungen	nach	§	147b	des	Bundessozialhilfegesetzes	

in	der	zu	diesem	Zeitpunkt	geltenden	Fassung	bezogen	haben,	erhalten	diese	Leistungen	bei	 fort-
dauernder	Bedürftigkeit	weiter.	
(2)	Deutsche,	
1.		die	 in	den	dem	1.	 Januar	2004	vorangegangenen	24	Kalendermonaten	ohne	Unterbrechung	
Leistungen	nach	§	119	des	Bundessozialhilfegesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2003	geltenden	
Fassung	bezogen	haben	und	

2.		 in	dem	Aufenthaltsstaat	über	eine	dauerhafte	Aufenthaltsgenehmigung	verfügen,	
erhalten	diese	Leistungen	bei	fortdauernder	Bedürftigkeit	weiter.	Für	Deutsche,	die	am	31.	Dezem-
ber	2003	Leistungen	nach	§	119	des	Bundessozialhilfegesetzes	in	der	am	31.	Dezember	2003	gel-
tenden	Fassung	bezogen	haben	und	weder	die	Voraussetzungen	nach	Satz	1	noch	die	Voraussetzun-
gen	des	§	24	Abs.	1	erfüllen,	enden	die	Leistungen	bei	fortdauernder	Bedürftigkeit	mit	Ablauf	des	
31.	März	2004.	
(3)	Deutsche,	die	die	Voraussetzungen	des	§	1	Abs.	1	des	Bundesentschädigungsgesetzes	erfüllen	

und	
1.		zwischen	dem	30.	Januar	1933	und	dem	8.	Mai	1945	das	Gebiet	des	Deutschen	Reiches	oder	
der	Freien	Stadt	Danzig	verlassen	haben,	um	sich	einer	von	ihnen	nicht	zu	vertretenden	und	
durch	die	politischen	Verhältnisse	bedingten	besonderen	Zwangslage	zu	entziehen	oder	aus	
den	gleichen	Gründen	nicht	in	das	Gebiet	des	Deutschen	Reiches	oder	der	Freien	Stadt	Danzig	
zurückkehren	konnten	oder	

																																																																																																																																																																																				
	 01.01.2015.—Artikel	1	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2783)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	131	Übergangsregelung	zur	Erbringung	von	Leistungen	für	Bildung	und	Teilhabe	
	 	 (1)	Die	Leistungen	für	Bedarfe	nach	§	34	Absatz	3	sind	erstmals	für	das	Schuljahr	2011/12	zu	be-

rücksichtigen.	
	 	 (2)	Werden	Leistungen	für	Bedarfe	nach	§	34	Absatz	2,	4	bis	7	für	den	Zeitraum	vom	1.	Januar	bis	

zum	31.	Mai	2011	bis	zum	30.	Juni	2011	rückwirkend	beantragt,	gilt	dieser	Antrag	als	zum	1.	 Januar	
2011	gestellt.	

	 	 (3)	 In	den	Fällen	des	Absatzes	2	sind	Leistungen	für	die	Bedarfe	nach	§	34	Absatz	2	Satz	1	Num-
mer	1,	Satz	2	und	Absatz	5	für	den	Zeitraum	vom	1.	Januar	bis	zum	31.	Mai	2011	abweichend	von	§	34a	
Absatz	2	Satz	1	durch	Direktzahlung	an	den	Anbieter	zu	erbringen,	wenn	bei	der	leistungsberechtigten	
Person	noch	keine	Aufwendungen	zur	Deckung	dieser	Bedarfe	entstanden	sind.	Soweit	die	leistungsbe-
rechtigte	Person	in	den	Fällen	des	Absatzes	2	nachweist,	dass	ihr	bereits	Aufwendungen	zur	Deckung	
der	in	Satz	1	genannten	Bedarfe	entstanden	sind,	werden	diese	Aufwendungen	abweichend	von	§	34a	
Absatz	2	Satz	1	durch	Geldleistung	an	die	leistungsberechtigte	Person	erstattet.	

	 	 (4)	Für	Schülerinnen	und	Schüler,	die	eine	Schule	besuchen,	an	der	eine	gemeinschaftliche	Mittags-
verpflegung	in	schulischer	Verantwortung	angeboten	wird,	sowie	für	Kinder,	für	die	Kindertagespflege	
geleistet	wird	oder	die	eine	Tageseinrichtung	besuchen,	an	der	eine	gemeinschaftliche	Mittagsverpfle-
gung	angeboten	wird,	werden	die	entstehenden	Mehraufwendungen	abweichend	von	§	34	Absatz	6	für	
die	Zeit	vom	1.	Januar	bis	zum	31.	März	2011	in	Höhe	von	monatlich	26	Euro	berücksichtigt.	Bei	Leis-
tungsberechtigten	bis	zur	Vollendung	des	18.	Lebensjahres,	denen	für	die	Zeit	vom	1.	 Januar	bis	zum	
31.	März	2011	Aufwendungen	für	Teilhabe	am	sozialen	und	kulturellen	Leben	entstanden	sind,	werden	
abweichend	von	§	34	Absatz	7	als	Bedarf	monatlich	10	Euro	berücksichtigt.	Die	im	Zeitraum	vom	1.	Ja-
nuar	bis	zum	31.	März	2011	nach	den	Sätzen	1	und	2	zu	berücksichtigenden	Bedarfe	werden	abwei-
chend	 von	 §	 34a	Absatz	 2	 Satz	 1	 durch	Geldleistung	gedeckt;	 die	 im	Zeitraum	vom	1.	 April	 bis	zum	
31.	Mai	2011	nach	den	Sätzen	1	und	2	zu	berücksichtigenden	Bedarfe	können	in	den	Fällen	des	Absat-
zes	2	abweichend	von	§	34a	Absatz	2	Satz	1	auch	durch	Geldleistung	gedeckt	werden.	Bis	zum	31.	De-
zember	2013	gilt	§	34	Absatz	6	Satz	2	mit	der	Maßgabe,	dass	die	entstehenden	Mehraufwendungen	als	
Bedarf	auch	berücksichtigt	werden,	wenn	Schülerinnen	und	Schüler	das	Mittagessen	in	einer	Einrich-
tung	nach	§	22	des	Achten	Buches	einnehmen.“	
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2.		nach	dem	8.	Mai	1945	und	vor	dem	1.	 Januar	1950	das	Gebiet	des	Deutschen	Reiches	nach	
dem	Stande	vom	31.	Dezember	1937	oder	das	Gebiet	der	Freien	Stadt	Danzig	verlassen	haben,	

können,	sofern	sie	in	dem	Aufenthaltsstaat	über	ein	dauerhaftes	Aufenthaltsrecht	verfügen,	 in	au-
ßergewöhnlichen	Notlagen	Leistungen	erhalten,	auch	wenn	sie	nicht	die	Voraussetzungen	nach	den	
Absätzen	1	und	2	oder	nach	§	24	Abs.	1	erfüllen;	§	24	Abs.	2	gilt.158	
	
§	133	Übergangsregelung	für	besondere	Hilfen	an	Deutsche	nach	Artikel	116	Abs.	1	des	
Grundgesetzes	
(1)	Deutsche,	die	außerhalb	des	Geltungsbereiches	dieses	Gesetzes,	aber	innerhalb	des	in	Artikel	

116	Abs.	1	des	Grundgesetzes	genannten	Gebiets	geboren	sind	und	dort	 ihren	gewöhnlichen	Auf-
enthalt	 haben,	 können	 in	 außergewöhnlichen	Notlagen	besondere	Hilfen	 erhalten,	 auch	wenn	 sie	
nicht	die	Voraussetzungen	des	§	24	Abs.	1	erfüllen.	§	24	Abs.	2	gilt.	Die	Höhe	dieser	Leistungen	be-
misst	sich	nach	den	 im	Aufenthaltsstaat	in	vergleichbaren	Lebensumständen	üblichen	Leistungen.	
Die	 besonderen	 Hilfen	 werden	 unter	 Übernahme	 der	 Kosten	 durch	 den	 Bund	 durch	 Träger	 der	
freien	Wohlfahrtspflege	mit	Sitz	im	Inland	geleistet.	
(2)	 Die	 Bundesregierung	wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	mit	 Zustimmung	 des	 Bun-

desrates	 die	 persönlichen	 Bezugsvoraussetzungen,	 die	 Bemessung	der	 Leistungen	 sowie	 die	 Trä-
gerschaft	und	das	Verfahren	zu	bestimmen.159	
	
§	133a	Übergangsregelung	für	Hilfeempfänger	in	Einrichtungen	
Für	Personen,	die	am	31.	Dezember	2004	einen	Anspruch	auf	einen	zusätzlichen	Barbetrag	nach	

§	21	Abs.	3	Satz	4	des	Bundessozialhilfegesetzes	haben,	wird	diese	Leistung	 in	der	 für	den	vollen	
Kalendermonat	Dezember	2004	festgestellten	Höhe	weiter	erbracht.160	
	
§	133b	Übergangsregelung	zu	Bedarfen	für	Unterkunft	und	Heizung	
§	42a	Absatz	3	und	4	findet	keine	Anwendung	auf	Leistungsberechtigte,	bei	denen	vor	dem	1.	Juli	

2017	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	nach	§	35	anerkannt	worden	sind,	die	
1.		dem	Kopfteil	an	den	Aufwendungen	 für	Unterkunft	 und	Heizung	 entsprechen,	 die	 für	 einen	
entsprechenden	Mehrpersonenhaushalt	als	angemessen	gelten,	oder	

2.		nach	 ihrer	 Höhe	 der	 durchschnittlichen	Warmmiete	 eines	 Einpersonenhaushaltes	 im	 örtli-
chen	Zuständigkeitsbereich	des	für	die	Ausführung	des	Gesetzes	nach	diesem	Kapitel	zustän-
digen	Trägers	nicht	übersteigen.	

Satz	1	 findet	Anwendung,	solange	die	leistungsberechtigte	Person	mit	mehreren	Personen	 in	der-
selben	Wohnung	lebt.161	
																																																								
158		 ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	2004	in	Kraft	getreten.	
159		 ERLÄUTERUNG	
	 Abs.	2	ist	bereits	am	31.	Dezember	2003	in	Kraft	getreten.	
	 Abs.	1	ist	bereits	am	1.	Januar	2004	in	Kraft	getreten.	
160		 QUELLE	
	 01.01.2005.—Artikel	2	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3305)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
161		 QUELLE	
	 07.12.2006.—Artikel	1	Nr.	29	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2670)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	39	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	133b	Weihnachtsbeihilfe	in	Einrichtungen	für	das	Jahr	2006	
	 	 Personen,	die	am	1.	Dezember	2006	einen	Anspruch	auf	Leistungen	nach	§	35	Abs.	2	haben,	erhalten	

eine	 einmalige	 Weihnachtsbeihilfe	 in	 Einrichtungen	 für	 das	 Jahr	 2006	 in	 Höhe	 von	 mindestens		
36	Euro.“	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Sozialgesetzbuch	Zwölftes	Buch	–	Sozialhilfe	–	(Stand:	01.07.2018)	 108	

	
§	134	Übergangsregelung	für	die	Fortschreibung	der	Regelbedarfsstufe	6	
Abweichend	von	§	28a	ist	die	Regelbedarfsstufe	6	der	Anlage	zu	§	28	nicht	mit	dem	sich	nach	der	

Verordnung	 nach	 §	 40	 ergebenden	 Prozentsatz	 fortzuschreiben,	 solange	 sich	 durch	 die	 entspre-
chende	Fortschreibung	des	Betrages	nach	§	8	Absatz	1	Satz	1	Nummer	6	des	Regelbedarfs-Ermitt-
lungsgesetzes	kein	höherer	Betrag	ergeben	würde.162	
	
§	135	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Zweiten	Rechtsbereinigungsgesetzes	
(1)	Erhielten	am	31.	Dezember	1986	Tuberkulosekranke,	 von	Tuberkulose	Bedrohte	oder	 von	

Tuberkulose	Genesene	laufende	Leistungen	nach	Vorschriften,	die	durch	das	Zweite	Rechtsbereini-
gungsgesetz	außer	Kraft	treten,	sind	diese	Leistungen	nach	den	bisher	maßgebenden	Vorschriften	
weiterzugewähren,	 längstens	 jedoch	 bis	 zum	 31.	 Dezember	 1987.	 Sachlich	 zuständig	 bleibt	 der	
überörtliche	Träger	der	Sozialhilfe,	soweit	nicht	nach	Landesrecht	der	örtliche	Träger	zuständig	ist.	
(2)	Die	Länder	können	 für	die	Verwaltung	der	im	Rahmen	der	bisherigen	Tuberkulosehilfe	ge-

währten	Darlehen	andere	Behörden	bestimmen.	
	
§	136	Erstattung	des	Barbetrags	durch	den	Bund	in	den	Jahren	2017	bis	2019	
(1)	 Für	 Leistungsberechtigte	 nach	 dem	Vierten	 Kapitel,	 die	 zugleich	 Leistungen	der	 Eingliede-

rungshilfe	nach	dem	Sechsten	Kapitel	in	einer	stationären	Einrichtung	erhalten,	erstattet	der	Bund	
den	Ländern	in	den	Jahren	2017	bis	2019	für	jeden	Leistungsberechtigten	je	Kalendermonat	einen	
Betrag,	dessen	Höhe	sich	nach	einem	Anteil	von	14	Prozent	der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	
zu	§	28	bemisst.	
(2)	Die	Länder	teilen	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	die	Zahl	der	Leistungsbe-

rechtigten	je	Kalendermonat	nach	Absatz	1	für	jeden	für	die	Ausführung	des	Gesetzes	nach	diesem	
Kapitel	zuständigen	Träger	mit,	sofern	diese	in	einem	Kalendermonat	für	mindestens	15	Kalender-
tage	einen	Barbetrag	erhalten	haben.	Die	Meldungen	nach	Satz	1	erfolgen	

																																																																																																																																																																																				
	 QUELLE	
	 01.07.2017.—Artikel	 3a	Nr.	 15	 des	Gesetzes	 vom	22.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3159)	 hat	 die	Vor-

schrift	eingefügt.	
162		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	40	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	134	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Inkrafttretens	des	Zweiten	Buches	
	 	 Für	erwerbsfähige	Hilfebedürftige	im	Sinne	des	Zweiten	Buches,	denen	bis	zum	31.	Dezember	2004	

Leistungen	oder	Maßnahmen	nach	
1.		 §	18	Abs.	4	und	5,	
2.		 §	19	Abs.	1	und	2	oder	
3.		 §	20	

	 des	Bundessozialhilfegesetzes	in	der	bis	zum	31.	Dezember	2004	geltenden	Fassung	bewilligt	wurden,	
gelten	 die	 genannten	 Vorschriften	 bis	 zum	 Ende	 der	 Bewilligung	 weiter,	 längstens	 jedoch	 bis	 zum	
31.	Dezember	2005.“	

	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2016.—Artikel	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	I	S.	2557)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	134	Übergangsregelung	für	die	Fortschreibung	der	Regelbedarfsstufen	4	bis	6	
	 	 Abweichend	von	§	28a	sind	die	Regelbedarfsstufen	4	bis	6	der	Anlage	zu	§	28	nicht	mit	dem	sich	

nach	der	Verordnung	nach	§	40	ergebenden	Vomhundertsatz	fortzuschreiben,	solange	sich	durch	die	
entsprechende	 Fortschreibung	 der	 Beträge	 nach	 §	 8	 Absatz	 1	 Nummer	 4	 bis	 6	 des	 Regelbedarfs-
Ermittlungsgesetzes	keine	höheren	Beträge	ergeben	würden.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	3	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3159)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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1.		bis	zum	Ablauf	der	35.	Kalenderwoche	des	Jahres	2017	für	den	Meldezeitraum	Januar	bis	Juni	
2017,	

2.		bis	zum	Ablauf	der	35.	Kalenderwoche	des	Jahres	2018	für	den	Meldezeitraum	Juli	2017	bis	
Juni	2018,	

3.		bis	zum	Ablauf	der	35.	Kalenderwoche	des	Jahres	2019	für	den	Meldezeitraum	Juli	2018	bis	
Juni	2019	und	

4.		bis	zum	Ablauf	der	10.	Kalenderwoche	des	Jahres	2020	für	den	Meldezeitraum	Juli	2019	bis	
Dezember	2019.	

(3)	Der	Erstattungsbetrag	für	jeden	Kalendermonat	im	Meldezeitraum	nach	Absatz	2	errechnet	sich	
aus	
1.		der	Anzahl	der	jeweils	gemeldeten	Leistungsberechtigten,	
2.		multipliziert	mit	dem	Anteil	von	14	Prozent	des	 für	 jeden	Kalendermonat	 jeweils	geltenden	
Betrags	der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	zu	§	28.	

Der	 Erstattungsbetrag	 für	 den	 jeweiligen	 Meldezeitraum	 ergibt	 sich	 aus	 der	 Summe	 der	 Erstat-
tungsbeträge	je	Kalendermonat	nach	Satz	1.	
(4)	Der	Erstattungsbetrag	nach	Absatz	3	Satz	2	ist	für	die	Meldezeiträume	nach	Absatz	2	Satz	2	

Nummer	1	bis	3	 jeweils	zum	15.	Oktober	der	 Jahre	2017	bis	2019,	der	Erstattungsbetrag	 für	den	
Meldezeitraum	nach	Absatz	2	Satz	2	Nummer	4	ist	zum	15.	April	2020	zu	zahlen.163	
	
§	136a164	

																																																								
163		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	41	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	136	Maßgaben	des	Einigungsvertrages	
	 	 Die	Maßgaben	nach	Anlage	I	Kapitel	X	Sachgebiet	H	Abschnitt	III	Nr.	3	Buchstabe	d	und	g	in	Verbin-

dung	mit	Artikel	3	des	Einigungsvertrages	sind	nicht	mehr	anzuwenden.	Die	darüber	hinaus	noch	be-
stehenden	Maßgaben	nach	Anlage	I	Kapitel	X	Sachgebiet	H	Abschnitt	III	Nr.	3	in	Verbindung	mit	Arti-
kel	3	des	Einigungsvertrages	sind	im	Land	Berlin	nicht	mehr	anzuwenden.“	

	 01.01.2013.—Artikel	 1	Nr.	 23	 des	Gesetzes	 vom	20.	Dezember	 2012	 (BGBl.	 I	S.	 2783)	 und	Artikel	 1	
Nr.	3	des	Gesetzes	vom	1.	Oktober	2013	(BGBl.	 I	 S.	3733)	haben	die	Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vor-
schrift	lautete:	

	 „§	136	Übergangsregelung	zur	Rücknahme	von	Verwaltungsakten	
	 	 §	116a	ist	nicht	anwendbar	auf	Anträge	nach	§	44	des	Zehnten	Buches,	die	vor	dem	1.	April	2011	

gestellt	worden	sind.“	
	 01.01.2017.—Artikel	11	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	136	Übergangsregelung	für	die	Nachweise	in	den	Jahren	2013	und	2014	
	 	 (1)	Die	Länder	haben	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	in	den	Jahren	2013	und	2014	

jeweils	zum	Fünfzehnten	der	Monate	Mai,	August,	November	und	Februar	für	das	jeweils	abgeschlos-
sene	Quartal	in	tabellarischer	Form	zu	belegen:	

1.		 die	Bruttoausgaben	für	Geldleistungen	nach	§	46a	Absatz	2	sowie	die	darauf	entfallenden	Ein-
nahmen,		

2.		 die	 Bruttoausgaben	 und	 Einnahmen	 nach	 Nummer	 1,	 differenziert	 nach	 Leistungen	 für	 Leis-
tungsberechtigte	außerhalb	und	in	Einrichtungen,	

	 	 (2)	Die	Länder	haben	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	die	Angaben	nach	Absatz	1	
entsprechend	für	das	Kalenderjahr	2013	bis	zum	31.	Mai	2014	und	für	das	Kalenderjahr	2014	bis	zum	
31.	Mai	2015	in	tabellarischer	Form	zu	belegen.“	

	 25.07.2017.—Artikel	 25	Nr.	 8	 des	Gesetzes	 vom	17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2541)	 hat	 in	Abs.	 4	 „2021“	
durch	„2020“	ersetzt.	

164		 QUELLE	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 39	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	eingefügt.	Die	Vorschrift	wird	lauten:	
	 „§	136a	Erstattung	des	Barbetrags	durch	den	Bund	ab	dem	Jahr	2020	
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§	137	Überleitung	in	Pflegegrade	zum	1.	Januar	2017	
Pflegebedürftige,	deren	Pflegebedürftigkeit	nach	den	Vorschriften	des	Siebten	Kapitels	in	der	am	

31.	Dezember	2016	geltenden	Fassung	festgestellt	worden	ist	und	bei	denen	spätestens	am	31.	De-
zember	2016	die	Voraussetzungen	auf	Leistungen	nach	den	Vorschriften	des	Siebten	Kapitels	vor-
liegen,	werden	ab	dem	1.	Januar	2017	ohne	erneute	Antragstellung	und	ohne	erneute	Begutachtung	
wie	folgt	in	die	Pflegegrade	übergeleitet:	
1.		Pflegebedürftige	mit	Pflegestufe	I	in	den	Pflegegrad	2,	
2.		Pflegebedürftige	mit	Pflegestufe	II	in	den	Pflegegrad	3,	
3.		Pflegebedürftige	mit	Pflegestufe	III	in	den	Pflegegrad	4.	

Die	Überleitung	in	die	Pflegegrade	nach	§	140	des	Elften	Buches	ist	für	den	Träger	der	Sozialhilfe	
bindend.165	
																																																																																																																																																																																				
	 	 (1)	Für	Leistungsberechtigte	nach	dem	Vierten	Kapitel,	die	zugleich	Leistungen	in	einer	stationären	

Einrichtung	erhalten,	erstattet	der	Bund	den	Ländern	ab	dem	 Jahr	2020	 je	Kalendermonat	einen	Be-
trag,	dessen	Höhe	sich	nach	den	in	Satz	2	genannten	Anteilen	der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	
zu	§	28	bemisst.	Die	Anteile	an	der	Regelbedarfsstufe	1	belaufen	sich		

1.		 für	das	Jahr	2021	auf	5,0	Prozent,	
2.		 für	das	Jahr	2022	auf	4,9	Prozent,	
3.		 für	das	Jahr	2023	auf	4,7	Prozent,	
4.		 für	das	Jahr	2024	auf	4,6	Prozent	und	
5.		 für	das	Jahr	2025	auf	4,4	Prozent.	

	 	 (2)	Die	Länder	teilen	dem	Bundesministerium	für	Arbeit	und	Soziales	die	Zahl	der	Leistungsberech-
tigten	je	Kalendermonat	nach	Absatz	1	für	jeden	für	die	Ausführung	des	Gesetzes	nach	diesem	Kapitel	
zuständigen	Träger	mit,	 sofern	diese	 in	einem	Kalendermonat	 für	mindestens	15	Kalendertage	einen	
Barbetrag	erhalten	haben.	Die	Meldungen	nach	Satz	1	erfolgen		

1.		 bis	zum	Ablauf	der	35.	Kalenderwoche	des	Jahres	2020	für	den	Meldezeitraum	Januar	bis	Juni	
2020,	

2.		 ab	dem	Jahr	2021	jährlich	bis	zum	Ablauf	der	35.	Kalenderwoche	für	den	Meldezeitraum	von	Juli	
des	jeweiligen	Vorjahres	bis	Juni	des	jeweils	laufenden	Jahres.	

	 	 (3)	Der	Erstattungsbetrag	für	jeden	Kalendermonat	im	Meldezeitraum	nach	Absatz	2	errechnet	sich	
aus		

1.		 der	Anzahl	der	jeweils	gemeldeten	Leistungsberechtigten,	
2.		 multipliziert	mit	dem	sich	für	das	jeweilige	Jahr	ergebenden	Anteil	nach	Absatz	1	Satz	2	und	des	

für	jeden	Kalendermonat	jeweils	geltenden	Betrages	der	Regelbedarfsstufe	1	nach	der	Anlage	zu	
§	28.	

	 Der	Erstattungsbetrag	für	den	jeweiligen	Meldezeitraum	ergibt	sich	aus	der	Summe	der	Erstattungsbe-
träge	je	Kalendermonat	nach	Satz	1.	

	 	 (4)	Der	Erstattungsbetrag	nach	Absatz	3	Satz	2	ist	zum	15.	Oktober	des	jeweiligen	Kalenderjahres	
zu	zahlen.“	

165		 QUELLE	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	41a	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2016.—Artikel	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	I	S.	2557)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	137	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Gesetzes	zur	Ermittlung	von	Regelbedarfen	und	zur	

Änderung	des	Zweiten	und	Zwölften	Buches	Sozialgesetzbuch	
	 	 Kommt	es	durch	das	Inkrafttreten	des	Gesetzes	zur	Ermittlung	von	Regelbedarfen	und	zur	Ände-

rung	des	Zweiten	und	Zwölften	Buches	Sozialgesetzbuch	zu	einer	Verminderung	des	Regelbedarfs	nach	
§	27a	Absatz	3	Satz	1	oder	§	42	Nummer	1,	sind	für	den	Zeitraum	vom	1.	Januar	bis	31.	März	2011	be-
reits	erbrachte	Regelsätze	nicht	zu	erstatten.	Eine	Aufrechnung	ist	unzulässig.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	2	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3191)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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§	138	Übergangsregelung	für	Pflegebedürftige	aus	Anlass	des	Dritten		
Pflegestärkungsgesetzes	
Einer	Person,	die	am	31.	Dezember	2016	einen	Anspruch	auf	Leistungen	nach	dem	Siebten	Kapi-

tel	 in	der	am	31.	Dezember	2016	geltenden	Fassung	hat,	 sind	die	 ihr	am	31.	Dezember	2016	 zu-
stehenden	Leistungen	über	den	31.	Dezember	2016	hinaus	bis	zum	Abschluss	des	von	Amts	wegen	
zu	betreibenden	Verfahrens	zur	Ermittlung	und	Feststellung	des	Pflegegrades	und	des	notwendigen	
pflegerischen	Bedarfs	nach	§	63a	in	der	ab	dem	1.	Januar	2017	geltenden	Fassung	weiter	zu	gewäh-
ren.	 Soweit	 eine	Person	 zugleich	Leistungen	nach	dem	Elften	Buch	 in	der	 ab	dem	1.	 Januar	2017	
geltenden	Fassung	erhält,	sind	diese	anzurechnen.	Dies	gilt	nicht	für	die	Zuschläge	nach	§	141	Ab-
satz	2	des	Elften	Buches	sowie	für	den	Entlastungsbetrag	nach	§	45b	des	Elften	Buches.	Ergibt	das	
Verfahren,	 dass	 für	die	Zeit	 ab	dem	1.	 Januar	2017	die	Leistungen	 für	den	notwendigen	pflegeri-
schen	Bedarf,	die	nach	dem	Siebten	Kapitel	in	der	ab	dem	1.	Januar	2017	geltenden	Fassung	zu	ge-
währen	sind,	 geringer	 sind	 als	die	nach	Satz	1	 gewährten	Leistungen,	so	 sind	die	nach	Satz	1	 ge-
währten	höheren	Leistungen	nicht	 vom	Leistungsbezieher	 zu	 erstatten;	 §	45	des	Zehnten	Buches	
bleibt	unberührt.	Ergibt	das	Verfahren,	dass	für	die	Zeit	ab	dem	1.	Januar	2017	die	Leistungen	für	
den	notwendigen	pflegerischen	Bedarf,	die	nach	dem	Siebten	Kapitel	in	der	ab	dem	1.	Januar	2017	
geltenden	Fassung	zu	gewähren	sind,	höher	sind	als	die	nach	Satz	1	gewährten	Leistungen,	so	sind	
die	 Leistungen	 rückwirkend	 nach	 den	 Vorschriften	 des	 Siebten	 Kapitels	 in	 der	 ab	 dem	 1.	 Januar	
2017	geltenden	Fassung	zu	gewähren.166	
	
§	139	Übergangsregelung	zur	Erbringung	von	Leistungen	nach	dem	Sechsten	Kapitel	für	die	
Zeit	vom	1.	Januar	2018	bis	zum	31.	Dezember	2019	
(1)	Die	am	31.	Dezember	2017	vereinbarten	oder	durch	die	Schiedsstellen	festgesetzten	Vergü-

tungen	nach	§	75	Absatz	3	Nummer	2	mit	den	Pauschalen	für	Unterkunft	und	Verpflegung	(Grund-
pauschale)	 und	 für	 die	 Maßnahmen	 (Maßnahmepauschale)	 sowie	 einem	 Betrag	 für	 betriebsnot-
wendige	Anlagen	einschließlich	ihrer	Ausstattung	(Investitionsbetrag)	gelten,	soweit	sie	die	Erbrin-
gung	von	Leistungen	nach	dem	Sechsten	Kapitel	zum	Inhalt	haben,	bis	zum	31.	Dezember	2019	wei-
ter.	Werden	nach	dem	31.	Dezember	2017	erstmals	Vereinbarungen	für	Einrichtungen	abgeschlos-
sen,	sind	als	Basis	die	Vereinbarungen	des	Jahres	2017	von	vergleichbaren	Einrichtungen	zugrunde	
zu	 legen.	 Tariflich	 vereinbarte	 Vergütungen	 sowie	 entsprechende	 Vergütungen	 nach	 kirchlichen	
Arbeitsrechtsregelungen	sind	grundsätzlich	als	wirtschaftlich	anzusehen.	§	77	Absatz	1	und	2	gilt	
entsprechend.	

																																																								
166		 QUELLE	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	41a	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2016.—Artikel	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2015	(BGBl.	I	S.	2557)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	138	Fortschreibung	der	Regelbedarfsstufen	zum	1.	Januar	2012	
	 	 Die	Regelbedarfsstufen	werden	in	zwei	Stufen	zum	1.	Januar	2012	wie	folgt	fortgeschrieben:	

1.		 Abweichend	von	§	28a	Absatz	2	und	§	40	werden	die	Regelbedarfsstufen	mit	der	Veränderungs-
rate	 des	Mischindexes	 fortgeschrieben,	 die	 sich	 ergibt	 aus	 der	Veränderung	 in	 dem	Zwölfmo-
natszeitraum,	der	mit	dem	1.	Juli	2009	beginnt	und	mit	dem	30.	Juni	2010	endet,	gegenüber	dem	
Jahresdurchschnittswert	2009;	die	Veränderungsrate	beträgt	0,75	vom	Hundert;	

2.		 die	sich	durch	die	Fortschreibung	nach	Nummer	1	nach	Anwendung	der	Rundungsregelung	nach	
§	28	Absatz	4	Satz	5	für	jede	Regelbedarfsstufe	ergebenden	Beträge	werden	nach	§	28a	fortge-
schrieben.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2017.—Artikel	2	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3191)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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(2)	Auf	Verlangen	einer	Vertragspartei	sind	die	Vergütungen	für	den	Geltungszeitraum	nach	Ab-
satz	1	neu	zu	verhandeln.	
(3)	Die	am	31.	Dezember	2017	geltenden	Rahmenverträge	im	Sinne	des	§	79	in	der	am	31.	De-

zember	2017	geltenden	Fassung	bleiben,	soweit	sie	die	Erbringung	von	Leistungen	nach	dem	Sechs-
ten	Kapitel	zum	Inhalt	haben,	bis	zum	31.	Dezember	2019	in	Kraft.167	
	

Siebzehntes	Kapitel	
Regelungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	für	die	Zeit	vom	1.	Januar	2018	bis	zum		

31.	Dezember	2019168	
	
§	140	Teilhabe	am	Arbeitsleben	
(1)	 Leistungen	 zur	 Beschäftigung	 erhalten	 Personen	 nach	 §	53,	 die	 die	 Voraussetzungen	 nach	

§	58	Absatz	1	Satz	1	des	Neunten	Buches	erfüllen.	
(2)	Leistungen	zur	Beschäftigung	umfassen		
1.		Leistungen	 im	Arbeitsbereich	 anerkannter	Werkstätten	 für	 behinderte	Menschen	 nach	 den	
§§	58	und	62	des	Neunten	Buches,	

2.		Leistungen	bei	anderen	Leistungsanbietern	nach	den	§§	60	und	62	des	Neunten	Buches	sowie	
3.		Leistungen	bei	privaten	und	öffentlichen	Arbeitgebern	nach	§	61	des	Neunten	Buches.	

																																																								
167		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 40	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	neu	gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
	 „§	139	Übergangsregelung	für	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	ab	dem	Jahr	2020	
	 	 (1)	Für	Leistungsberechtigte,		

1.		 die	am	31.	Dezember	2019	nach	dem	Dritten	oder	Vierten	Kapitel	und	zugleich	nach	dem	Sechs-
ten	Kapitel	leistungsberechtigt	sind	und	

2.		 die	am	31.	Dezember	2019	in	einer	Unterkunft	leben,	für	die	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	
nach	§	35	anerkannt	werden,	

	 sind,	wenn		
3.		 sie	am	1.	 Januar	2020	 leistungsberechtigt	nach	dem	Dritten	oder	Vierten	Kapitel	 sind	und	zu-

gleich	Leistungen	nach	Teil	2	des	Neunten	Buches	beziehen	und	
4.		 die	Unterkunft	nach	Nummer	2	am	1.	Januar	2020	als	persönlicher	Wohnraum	und	zusätzliche	

Räumlichkeiten	nach	§	42a	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	gilt,	
	 für	diese	Unterkunft	die	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	nach	§	42a	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	und	

Satz	2	zu	berücksichtigen.	
	 	 (2)	Leistungsberechtigten,		

1.		 die	am	31.	Dezember	2019	nach	dem	Dritten	oder	Vierten	Kapitel	und	zugleich	nach	dem	Sechs-
ten	Kapitel	leistungsberechtigt	sind	und	

2.		 denen	am	31.	Dezember	2019	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	nach	§	27b	Absatz	1	Satz	2	in	
Verbindung	mit	§	42	Nummer	4	Buchstabe	b	anzuerkennen	sind,	

	 sind,	wenn	sie	am	1.	Januar	2020	leistungsberechtigt	nach	dem	Dritten	oder	Vierten	Kapitel	sind	und	
zugleich	Leistungen	nach	Teil	2	des	Neunten	Buches	beziehen,	 für	diese	Unterkunft	ab	dem	1.	 Januar	
2020	Bedarfe	für	Unterkunft	und	Heizung	nach	§	42a	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	und	Satz	3	anzuerken-
nen,	solange	sich	keine	Veränderung	in	der	Unterbringung	ergibt,	durch	die	diese	die	Voraussetzungen	
einer	Wohnung	nach	§	42a	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	und	Satz	2	erfüllt.“	

168		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	 12	Nr.	 7	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Über-

schrift	des	Kapitels	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	13	Nr.	41	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	 I	S.	3234)	hat	die	Über-

schrift	des	Kapitels	aufgehoben.	
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(3)	 Leistungen	 nach	 Absatz	 2	 umfassen	 auch	 Gegenstände	 und	Hilfsmittel,	 die	 wegen	 der	 ge-
sundheitlichen	 Beeinträchtigung	 zur	 Aufnahme	 oder	 Fortsetzung	 der	 Beschäftigung	 erforderlich	
sind.	Voraussetzung	für	eine	Hilfsmittelversorgung	ist,	dass	der	Leistungsberechtigte	das	Hilfsmittel	
bedienen	 kann.	 Die	 Versorgung	 mit	 Hilfsmitteln	 schließt	 eine	 notwendige	 Unterweisung	 im	 Ge-
brauch	und	eine	notwendige	Instandhaltung	oder	Änderung	ein.	Die	Ersatzbeschaffung	des	Hilfsmit-
tels	erfolgt,	wenn	sie	infolge	der	körperlichen	Entwicklung	der	Leistungsberechtigten	notwendig	ist	
oder	das	Hilfsmittel	aus	anderen	Gründen	ungeeignet	oder	unbrauchbar	geworden	ist.	
(4)	Zu	den	Leistungen	nach	Absatz	2	Nummer	1	und	2	gehört	auch	das	Arbeitsförderungsgeld	

nach	§	59	des	Neunten	Buches.169	
	

Achtzehntes	Kapitel	
Regelungen	für	die	Gesamtplanung	für	die	Zeit	vom	1.	Januar	2018	bis	zum	31.	Dezember	

2019170	
	
§	141	Gesamtplanverfahren	
(1)	Das	Gesamtplanverfahren	ist	nach	den	folgenden	Maßstäben	durchzuführen:		
1.		Beteiligung	der	Leistungsberechtigten	in	allen	Verfahrensschritten,	beginnend	mit	der	Bera-
tung,	

2.		Dokumentation	der	Wünsche	der	Leistungsberechtigten	zu	Ziel	und	Art	der	Leistungen,	
3.		Beachtung	der	Kriterien		
a)		transparent,	
b)		trägerübergreifend,	
c)		interdisziplinär,	
d)		konsensorientiert,	
e)		individuell,	
f)		 lebensweltbezogen,	
g)		sozialraumorientiert	und	zielorientiert,	

4.		Ermittlung	des	individuellen	Bedarfes,	
5.		Durchführung	einer	Gesamtplankonferenz,	
6.		Abstimmung	 der	 Leistungen	 nach	 Inhalt,	 Umfang	und	Dauer	 in	 einer	 Gesamtplankonferenz	
unter	Beteiligung	betroffener	Leistungsträger.	

(2)	Am	Gesamtplanverfahren	wird	auf	Verlangen	des	Leistungsberechtigten	eine	Person	seines	
Vertrauens	beteiligt.	
(3)	Bestehen	im	Einzelfall	Anhaltspunkte	für	eine	Pflegebedürftigkeit	nach	dem	Elften	Buch,	wird	

die	zuständige	Pflegekasse	mit	Zustimmung	des	Leistungsberechtigten	vom	Träger	der	Sozialhilfe	
informiert	 und	muss	 am	Gesamtplanverfahren	 beratend	 teilnehmen,	 soweit	dies	 zur	Feststellung	
der	Leistungen	nach	§	54	erforderlich	ist.	Bestehen	im	Einzelfall	Anhaltspunkte,	dass	Leistungen	der	
Hilfe	zur	Pflege	nach	dem	Siebten	Kapitel	erforderlich	sind,	so	soll	der	Träger	dieser	Leistungen	mit	

																																																								
169		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
170		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	 12	Nr.	 7	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Über-

schrift	des	Kapitels	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	13	Nr.	41	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	 I	S.	3234)	hat	die	Über-

schrift	des	Kapitels	aufgehoben.	
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Zustimmung	der	Leistungsberechtigten	 informiert	und	am	Gesamtplanverfahren	beteiligt	werden,	
soweit	dies	zur	Feststellung	der	Leistungen	nach	§	54	erforderlich	ist.	
(4)	Bestehen	im	Einzelfall	Anhaltspunkte	für	einen	Bedarf	an	notwendigem	Lebensunterhalt,	soll	

der	 Träger	 dieser	 Leistungen	mit	 Zustimmung	 der	 Leistungsberechtigten	 informiert	 und	 am	 Ge-
samtplanverfahren	beteiligt	werden,	soweit	dies	zur	Feststellung	der	Leistungen	nach	§	54	erfor-
derlich	ist.171	
	
§	142	Instrumente	der	Bedarfsermittlung	
(1)	Der	Träger	der	Sozialhilfe	hat	die	Leistungen	nach	§	54	unter	Berücksichtigung	der	Wünsche	

des	Leistungsberechtigten	festzustellen.	Die	Ermittlung	des	individuellen	Bedarfes	erfolgt	durch	ein	
Instrument,	das	sich	an	der	Internationalen	Klassifikation	der	Funktionsfähigkeit,	Behinderung	und	
Gesundheit	orientiert.	Das	 Instrument	hat	die	Beschreibung	einer	nicht	nur	vorübergehenden	Be-
einträchtigung	der	Aktivität	und	Teilhabe	in	den	folgenden	Lebensbereichen	vorzusehen:		
1.		Lernen	und	Wissensanwendung,	
2.		allgemeine	Aufgaben	und	Anforderungen,	
3.		Kommunikation,	
4.		Mobilität,	
5.		Selbstversorgung,	
6.		häusliches	Leben,	
7.		 interpersonelle	Interaktionen	und	Beziehungen,	
8.		bedeutende	Lebensbereiche	und	
9.		Gemeinschafts-,	soziales	und	staatsbürgerliches	Leben.	
(2)	Die	Landesregierungen	werden	ermächtigt,	durch	Rechtsverordnung	das	Nähere	über	das	In-

strument	zur	Bedarfsermittlung	zu	bestimmen.172	
	
§	143	Gesamtplankonferenz	
(1)	Mit	Zustimmung	der	Leistungsberechtigten	kann	der	Träger	der	Sozialhilfe	eine	Gesamtplan-

konferenz	durchführen,	um	die	Leistungen	für	Leistungsberechtigte	nach	§	54	sicherzustellen.	Die	
Leistungsberechtigten	und	die	beteiligten	Rehabilitationsträger	können	dem	nach	§	15	des	Neunten	
Buches	verantwortlichen	Träger	der	Sozialhilfe	die	Durchführung	einer	Gesamtplankonferenz	vor-
schlagen.	Von	dem	Vorschlag	auf	Durchführung	einer	Gesamtplankonferenz	kann	abgewichen	wer-
den,	wenn	der	Träger	der	Sozialhilfe	den	maßgeblichen	Sachverhalt	schriftlich	ermitteln	kann	oder	
der	Aufwand	zur	Durchführung	nicht	in	einem	angemessenen	Verhältnis	zum	Umfang	der	beantrag-
ten	Leistung	steht.	
(2)	 In	 einer	Gesamtplankonferenz	beraten	der	Träger	der	 Sozialhilfe,	 der	Leistungsberechtigte	

und	beteiligte	Leistungsträger	gemeinsam	auf	der	Grundlage	des	Ergebnisses	der	Bedarfsermittlung	
mit	den	Leistungsberechtigten	insbesondere	über		

																																																								
171		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
172		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
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1.		die	 Stellungnahmen	 der	 beteiligten	 Leistungsträger	 und	der	 gutachterlichen	 Stellungnahme	
des	Leistungserbringers	bei	Beendigung	der	Leistungen	zur	beruflichen	Bildung	nach	§	57	des	
Neunten	Buches,	

2.		die	Wünsche	der	Leistungsberechtigten	nach	§	9,	
3.		den	Beratungs-	und	Unterstützungsbedarf	nach	§	11,	
4.		die	Erbringung	der	Leistungen.	
(3)	Ist	der	Träger	der	Sozialhilfe	Leistungsverantwortlicher	nach	§	15	des	Neunten	Buches,	soll	

er	die	Gesamtplankonferenz	mit	einer	Teilhabeplankonferenz	nach	§	20	des	Neunten	Buches	ver-
binden.	Ist	der	Träger	der	Eingliederungshilfe	nicht	Leistungsverantwortlicher	nach	§	15	des	Neun-
ten	Buches,	soll	er	nach	§	19	Absatz	5	des	Neunten	Buches	den	Leistungsberechtigten	und	den	Re-
habilitationsträgern	anbieten,	mit	deren	Einvernehmen	das	Verfahren	anstelle	des	leistenden	Reha-
bilitationsträgers	durchzuführen.	
(4)	Beantragt	eine	 leistungsberechtigte	Mutter	oder	ein	 leistungsberechtigter	Vater	Leistungen	

zur	Deckung	von	Bedarfen	bei	der	Versorgung	und	Betreuung	eines	eigenen	Kindes	oder	mehrerer	
eigener	Kinder,	so	ist	eine	Gesamtplankonferenz	mit	Zustimmung	des	Leistungsberechtigten	durch-
zuführen.	Bestehen	Anhaltspunkte	dafür,	dass	diese	Bedarfe	durch	Leistungen	anderer	Leistungs-
träger,	 durch	 das	 familiäre,	 freundschaftliche	 und	 nachbarschaftliche	 Umfeld	 oder	 ehrenamtlich	
gedeckt	werden	können,	so	informiert	der	Träger	der	Sozialhilfe	mit	Zustimmung	der	Leistungsbe-
rechtigten	die	als	zuständig	angesehenen	Leistungsträger,	die	ehrenamtlich	tätigen	Stellen	und	Per-
sonen	oder	die	jeweiligen	Personen	aus	dem	persönlichen	Umfeld	und	beteiligt	sie	an	der	Gesamt-
plankonferenz.173	
	
§	143a	Feststellung	der	Leistungen	
(1)	Nach	Abschluss	der	Gesamtplankonferenz	stellen	der	Träger	der	Sozialhilfe	und	die	beteilig-

ten	 Leistungsträger	 ihre	 Leistungen	 nach	 den	 für	 sie	 geltenden	 Leistungsgesetzen	 innerhalb	 der	
Fristen	nach	den	§§	14	und	15	des	Neunten	Buches	fest.	
(2)	Der	Träger	der	 Sozialhilfe	 erlässt	 auf	Grundlage	des	Gesamtplans	nach	§	145	den	Verwal-

tungsakt	über	die	festgestellte	Leistung	nach	§	54.	Der	Verwaltungsakt	enthält	mindestens	die	be-
willigten	Leistungen	und	die	jeweiligen	Leistungsvoraussetzungen.	Die	Feststellungen	über	die	Leis-
tungen	sind	für	den	Erlass	des	Verwaltungsaktes	bindend.	Ist	eine	Gesamtplankonferenz	durchge-
führt	worden,	sind	deren	Ergebnisse	der	Erstellung	des	Gesamtplans	zugrunde	zu	legen.	Ist	der	Trä-
ger	der	Sozialhilfe	Leistungsverantwortlicher	nach	§	15	des	Neunten	Buches,	sind	die	Feststellungen	
über	die	Leistungen	für	die	Entscheidung	nach	§	15	Absatz	3	des	Neunten	Buches	bindend.	
(3)	Wenn	 nach	 den	 Vorschriften	 zur	 Koordinierung	 der	 Leistungen	 nach	 Teil	 1	 Kapitel	 4	 des	

Neunten	Buches	ein	anderer	Rehabilitationsträger	die	Leistungsverantwortung	trägt,	bilden	die	auf	
Grundlage	der	Gesamtplanung	 festgestellten	Leistungen	nach	§	54	die	 für	den	Teilhabeplan	erfor-
derlichen	Feststellungen	nach	§	15	Absatz	2	des	Neunten	Buches.	
(4)	 In	einem	Eilfall	erbringt	der	Träger	der	Sozialhilfe	Leistungen	der	Eingliederungshilfe	nach	

§	54	 vor	 Beginn	 der	 Gesamtplankonferenz	 vorläufig;	 der	 Umfang	 der	 vorläufigen	 Gesamtleistung	
bestimmt	sich	nach	pflichtgemäßem	Ermessen.174	

																																																								
173		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
174		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
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§	144	Gesamtplan	
(1)	Der	Träger	der	Sozialhilfe	stellt	unverzüglich	nach	der	Feststellung	der	Leistungen	einen	Ge-

samtplan	insbesondere	zur	Durchführung	der	einzelnen	Leistungen	oder	einer	Einzelleistung	auf.	
(2)	Der	Gesamtplan	dient	der	Steuerung,	Wirkungskontrolle	und	Dokumentation	des	Teilhabe-

prozesses.	Er	geht	der	Leistungsabsprache	nach	§	12	vor.	Er	bedarf	der	Schriftform	und	soll	regel-
mäßig,	spätestens	nach	zwei	Jahren,	überprüft	und	fortgeschrieben	werden.	
(3)	Bei	der	Aufstellung	des	Gesamtplanes	wirkt	der	Träger	der	Sozialhilfe	zusammen	mit		
1.		dem	Leistungsberechtigten,	
2.		einer	Person	ihres	Vertrauens	und	
3.		den	im	Einzelfall	Beteiligten,	insbesondere	mit		
a)		dem	behandelnden	Arzt,	
b)		dem	Gesundheitsamt,	
c)		dem	Landesarzt,	
d)		dem	Jugendamt	und	
e)		den	Dienststellen	der	Bundesagentur	für	Arbeit.	

(4)	Der	Gesamtplan	enthält	neben	den	Inhalten	nach	§	19	des	Neunten	Buches	mindestens		
1.		die	im	Rahmen	der	Gesamtplanung	eingesetzten	Verfahren	und	Instrumente	sowie	die	Maß-
stäbe	und	Kriterien	der	Wirkungskontrolle	einschließlich	des	Überprüfungszeitpunkts,	

2.		die	Aktivitäten	der	Leistungsberechtigten,	
3.		die	 Feststellungen	 über	 die	 verfügbaren	 und	 aktivierbaren	 Selbsthilferessourcen	 des	 Leis-
tungsberechtigten	sowie	über	Art,	Inhalt,	Umfang	und	Dauer	der	zu	erbringenden	Leistungen,	

4.		die	Berücksichtigung	des	Wunsch-	und	Wahlrechts	nach	§	9	 im	Hinblick	auf	eine	pauschale	
Geldleistung	und	

5.		die	Erkenntnisse	aus	vorliegenden	sozialmedizinischen	Gutachten.	
(5)	Der	Träger	der	Sozialhilfe	hat	der	leistungsberechtigten	Person	Einsicht	in	den	Gesamtplan	

zu	gestatten.175	
	
§	145	Teilhabezielvereinbarung	
Der	 Träger	 der	 Sozialhilfe	 kann	mit	dem	 Leistungsberechtigten	 eine	 Teilhabezielvereinbarung	

zur	Umsetzung	der	Mindestinhalte	des	Gesamtplanes	oder	 von	Teilen	der	Mindestinhalte	des	Ge-
samtplanes	abschließen.	Die	Teilhabezielvereinbarung	wird	für	die	Dauer	des	Bewilligungszeitrau-
mes	der	Leistungen	der	Eingliederungshilfe	abgeschlossen,	soweit	sich	aus	ihr	nichts	Abweichendes	
ergibt.	Bestehen	Anhaltspunkte	dafür,	dass	die	Vereinbarungsziele	nicht	oder	nicht	mehr	erreicht	
werden,	hat	der	Träger	der	Sozialhilfe	die	Teilhabezielvereinbarung	anzupassen.	Die	Kriterien	nach	
§	141	Absatz	1	Nummer	3	gelten	entsprechend.176	
	

																																																																																																																																																																																				
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
175		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
176		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	12	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3234)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2020.—Artikel	 13	Nr.	 41	 des	Gesetzes	 vom	23.	Dezember	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 3234)	 hat	 die	Vor-

schrift	aufgehoben.	
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Anlage	
(zu	§	28)	
[BGBl.	I	2011	S.	489;	2016	S.	3163,	S.	3169]177	
	
	

																																																								
177		 QUELLE	
	 01.01.2011.—Artikel	3	Nr.	42	des	Gesetzes	vom	24.	März	2011	(BGBl.	I	S.	453)	hat	die	Anlage	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2017.—Artikel	3	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3159)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2020.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	3159)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	


